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PARLAMENTS-SPLITTER

Die Häuser im Dorf tragen
dicke weisse Wollmützen,
die Kraftwerkzentrale unter-
halb von turtmann wirkt mit
ihrem Weihnachtsstern aus
der Ferne wie eine Kirche,
die schwarzen Rebmauern
geben der Landschaft vor
Sitten scharfe Konturen und
tiefe Strukturen. Die Schnee-
Artillerie in den Kurorten
schweigt. Das Land ist fein
winterlich herausgeputzt
und bereit für den Winter
und für die Gäste. Guten
Morgen, Dezemberland…

Eine ganze, lebhafte Schar
von jungen Musikantinnen
und Musikanten nimmt vor
dem Christbaum im Parla-
mentssaal Aufstellung und
stimmt während einer Vier-
telstunde die Instrumente.
Aber vielleicht waren das
schon die ersten Darbietun-
gen, denn mit der modernen
klassischen Musik fällt es
schwer, die Aufwärmphase
und die eigentlichen Kon-
zertvorträge auseinanderzu-
halten. 

Auf der tribüne hatten die
stolzen und kulturbeflisse-
nen Mütter und Grossmüt-
ter Aufstellung genommen.
Sie verfolgten die Vorberei-
tungen und die Vorträge an-
dächtig. Viele Abgeordnete
hingegen gingen ihren Sit-
zungsvorbereitungen nach:
den Faltrechner installieren,
telefonieren, parlieren, in Pa-
pieren nesteln, Hände schüt-
teln, Lächeln erwidern,
Küsschen verteilen…

Später gaben die jungen
Musikantinnen und Musi-
kanten dann Weihnachtslie-
der. Die Damen und Herren
waren eingeladen, mitzusin-
gen. Das war ein Bild für
Götter: Die Grossrätinnen
und Grossräte sangen – wo
sie sich doch für gewöhnlich
höchstens gegenseitig «an-
singen». Es war durchaus
ein Moment der Rührung
und der Emotionen in der
Gesetzgebenden des Kan-
tons Wallis. 

Erspart bleiben der werten
Leserschaft für einmal die
kritisch-bösartigen Anmer-
kungen zum Blumen-
schmuck. Denn zeitgerecht
ziert ein Weihnachtsbaum
den Ratsaal. Freilich ist er
ein wenig spärlich ge-
schmückt und trägt eine
rote Zipfelmütze. Sie kann
durchaus als Narrenkappe
durchgehen. Also passt das
Ganze sehr schön zu den
harten Zeiten im Land und
strahlt Austerität und Spar-
samkeit aus.

Der Walliser Weinbau leidet.
Die Zeiten sind garstig. Die
Kosten laufen den Erträgen
davon, der Absatz ist sto-
ckend, die Margen schmel-
zen dahin wie der Schnee in
den Weinbergen im März.
Aber die Branche ist auch
selber schuld: Wenn man im
Detailhandel einen Salge-
scher Pinot-Noir AOC für
6.99 Franken im Angebot
sieht, dann sagt das alles.

Staatsratspräsidentin Es-
ther Waeber-Kalbermatten
zitierte bei der Reform der
Strafanstalten Leo tolstoi.
Der hat gesagt, dass man
für die Beurteilung einer Ge-
sellschaft nur ihre Gefäng-
nisse von innen anschauen
müsse. lth

Grosser Rat | Das Kantonsparlament befasste sich mit den Schwierigkeiten im Walliser Weinbau

Die Leiden der Weinwirtschaft
Die Walliser Weinwirt-
schaft leidet. Der Kanton
leistet darum eine Bürg-
schaft für die Fremdmit-
telbeschaffung zur Be-
zahlung der Ernte 2012.

Die Fraktionen des Kantonspar-
lamentes sind im Grundsatz
einverstanden mit der Wieder-
einführung der Blockierung-Fi-
nanzierung im Walliser Wein-
bau. Der Staat leistet damit eine
Bürgschaft von 30 Mio. Fran-
ken, die es erlaubt, die Ernte
2012 rechtzeitig zu bezahlen
und günstigere Fremdmittel da-
zu zu beschaffen. 

Im Grundsatz sind (fast)
alle einverstanden
Die Freisinnig-Liberalenwenden
sich aber gegen weiterführen-
de Staatsgarantien für die
Weinwirtschaft. Das Dekret ist
notwendig und wichtig. Aber
es braucht strukturelle Verän-
derungen, damit der Weinbau
selber gesundet. Liliane Brigger
(CSPO) ortet Probleme bei der
Weinvermarktung. Der Kan-
ton übernimmt eine Bürg-
schaft für die Weinlager oder
von Teilen davon. 30 Millionen
Franken für diese Bürgschaft
sind gerechtfertigt. Der Kanton
Genf hat eine Bürgschaft von
10 Mio. gesprochen, die Waadt
15 Mio. Es werden vor allem die
grösseren Einkellerer profitie-
ren. Die CSPO ist für Eintreten.
Die CVP Mittelwallis spricht
sich für dieses zusätzliche In-
strument aus, das den Einkelle-
rern helfen soll. Die Blockie-
rung-Finanzierung erleichtert
nur die Finanzierung der Ernte
zu ihrem gerechten Preis. Die
Kellereien können wegen der
Qualität der Trauben ein aus-
gezeichnetes Produkt anbie-
ten. Aber die Weinbauern  sind
in den letzten Jahren leer aus-
gegangen. Die SVPkritisiert die
Einfuhrpolitik der Schweiz im
Zuge des Freihandels. Eigent-
lich müsste der Import be-
schränkt werden, hier geht es
nur um Schadenminderung.
An den Grundproblemen än-
dert sich aber nichts. 

CVPO sieht im Dekret 
eine Bankrotterklärung
Beat Rieder (CVPO) bezeichnet
das Dekret als Folge einer Bank-
rotterklärung einzelner Mitglie-
der einer Branche. Aber der
Grosse Rat hat den Marktein-
griff mehrheitlich gerechtfer-
tigt. Die Bürgschaft ist mit 30
Mio. hoch, wenn man sie zum
Beispiel mit dem Tourismus ver-
gleicht. Die weiterführenden
Forderungen der Branche lehnt
die CVPO ab. Das Dekret soll
nicht dem Zwischenhandel zu
höheren Gewinnen verhelfen.
Warum sind unsere Spezialitä-
ten nicht ohne Bürgschaft am
Markt absetzbar? Die SP-Links-
allianz votiert für Eintreten;
wenn ein Einkellerer zu viel
Flüssiges an Lager hat, droht
ihm die Liquidität auszugehen.
Die CVP Unterwallis schliesst
sich dem Eintreten an, das ist
die Konsequenz der im Septem-
ber angenommenen Motion. 

Der Kanton hat die Mittel
nicht gekürzt
Kommissionspräsident Yves Car-
rupt (CVP Mittelwallis) bezeich-
net das Dekret als Hilfsinstru-
ment in einem konjunkturell
schwierigen Umfeld. Es geht da-
rum, die Ernte 2012 rechtzeitig
zu bezahlen. Staatsrat Jean-Mi-
chel Cina dankt dem Rat für das
Dekret. Es ist noch breiter abge-
stützt als bei früheren Auflagen
dieses Hilfsinstrumentes. Be-
reits bei einer früheren Gele-
genheit hatte der Departe-
mentsvorsteher betont, dass
man die Zuwendungen für die
Weinbranche seitens des Kan-
tons keineswegs gekürzt habe,
wie das der Branchenverband
dargelegt hatte. Die Gesamt-
summe, die der Branche vom
Kanton zur Verfügung steht, ist
exakt gleich hoch wie bisher.
Nur hat eine Verlagerung der
Mittel in Richtung struktureller
Projekte stattgefunden. Der Rat

will die zusätzlichen Forderun-
gen der Weinbranche nicht er-
füllen. Das Dekret ist ausgegli-
chen, es soll vorübergehende
Schwierigkeiten auffangen. Es
geht darum, dass vor allem 
die Weinbauern profitieren.
Gleichzeitig müssen die Inte-

ressen der Steuerzahler ge-
wahrt bleiben. Das Dekret
sieht breitere und massivere
Massnahmen als früher vor, so
ist der Betrag, der höchstens
verbürgt werden kann, von 15
auf 30 Mio. angehoben wor-
den, das ist erheblich. lth

Vorweihnächtlich. Das kleine Orchester des Konservatoriums von Sitten hat mit seinen Weihnachtsliedern den Walliser Grossen Rat für
einmal dazu gebracht, zu singen und sich nicht nur gegenseitig «anzusingen». FOtO WB

Der Abbau von Arbeits-
plätzen birgt die Gefahr
von Arbeitslosigkeit in
sich. Der Kanton will
Neuerungen in der Bun-
desgesetzgebung im kan-
tonalen Recht anpassen.

Erno Grand (CVPO) ortet einen
raschen Wandel in der Arbeits-
welt. Bereits vor 15 Jahren ist
ein Gesetz für die Wiederein-
gliederung geschaffen worden.
Damals wie heute dient das
Bundesgesetz über die Beschäf-
tigung als Grundlage. Es geht
darum, Arbeitslose dauerhaft
einzugliedern. Die Revision will
nun eine neue, zusätzliche Auf-
gabe umfassen: Es geht um die
Integration derer, die von Lang-
zeitarbeitslosigkeit bedroht
sind. Es sind Menschen, denen
irgendwann der Absturz in die
Sozialhilfe droht; es handelt
sich vor allem um jüngere und
ältere Menschen. Für den Kan-
ton entstehen keine zusätzli-
chen Verpflichtungen. Die Mit-

tel werden im Budget gespro-
chen. Die finanziellen Auswir-
kungen sind überschaubar. Es
geht um die Anliegen der 
Arbeitslosen und gleichzeitig
auch die Interessenwahrung
des Kantons. 

Ältere und jüngere 
Arbeitnehmer betroffen
Diego Wellig (CSPO) erwähnt die
unsicheren Zeiten. Dies trifft
vor allem Jugendliche und Ar-
beitnehmer, die älter sind als 55
Jahre. Arbeit bedeutet mehr als
nur ein Einkommen. Darum
muss man die Arbeitslosigkeit
bekämpfen, gerade die Lang-
zeitarbeitslosigkeit und die Ju-
gendarbeitslosigkeit. Für den
Kanton entstehen keine zusätz-
lichen Ausgaben. Die CSPO will
verschiedene Abänderungsan-
träge einbringen. Helena Mooser
Theler (SP-Linksallianz) betrach-
tet die Gesetzesrevision als Bei-
trag zur Wiedereingliederung.
Die Programme zur Wiederein-
gliederung werden aufgewer-

tet. Der Arbeitslose muss aber
auch weiterhin selber bemüht
sein, eine Beschäftigung zu fin-
den. Im Gesetz fehlt leider eine
wirksame Regelung der Taggel-
der bei Krankheit und Auslau-
fen der Unterstützung. Die SVP
stellt fest, dass die Gesetzesrevi-
sion verhindert, dass sich die
Arbeitslosen einfach ihrem
Schicksal ergeben, sondern auf
Wiedereingliederung abzielt.
Wie die C-Fraktionen spricht
sich auch die SVP für Eintreten
aus. Kommissionspräsident Diego
Clausen (CSPO) verweist darauf,
dass die Vorlage komplizierter
tönt, als sie eigentlich ist. Die
wesentlichen Änderungen be-
treffen die zusätzlichen kanto-
nalen Massnahmen zur Wie-
dereingliederung. Es wird auch
die interinstitutionelle Koordi-
nation geregelt. Schliesslich
gibt es noch Präventivmassnah-
men wie die Kurzarbeitsrege-
lung und die Schlechtwetter-
entschädigung. Der Stand des
Fonds liegt bei 5,6 Mio. Fran-

ken. Staatsrat Jean-Michel Cina
betont die Bedeutung der Vor-
lage für die Wiedereingliede-
rung von Arbeitslosen. Die ob-
ligatorische Taggeldversiche-
rung kann nicht im Rahmen
der vorliegenden Revision be-
handelt werden. Die Einarbei-
tungszuschüsse sollen dafür
sorgen, dass private Unterneh-
men Arbeitslose einstellen. Die
Vorlage wird für den Kanton
keine neuen Ausgaben nach
sich ziehen.

Kantonsfinanzen: 
warnende Stimmen
Louis Ursprung (Freie Wähler) er-
innert bei der Beratung der
 Finanz-Mehrjahresplanung
2013–2016 daran, dass man mit
öffentlichen Mitteln so umge-
hen sollte wie mit den eigenen.
Die Finanzkommission und die
SVP-Unabhängige-Wähler ver-
langen eine Eindämmung der
Ausgaben und eine gezielte Er-
höhung der Investitionen. Die
Ausgaben wachsen stärker als

die Einnahmen. Die gute Mo-
mentaufnahme verleitet zur
Unvorsicht. Der Budgetentwurf
für das Jahr 2013 wird Gelegen-
heit bieten, die nötigen Korrek-
turen anzubringen. Marc Wys-
sen (CVPO) stellt fest, dass die Fi-
nanzkommission der CVPO aus
dem Herzen spricht. Der Auf-
wand wächst zu stark. Die
Schaffung von 50 neuen Stellen
pro Jahr ist unhaltbar. Wenn
das so weitergeht, bleibt kein
Geld übrig für die Investitionen.
Graziella Walker Salzmann
(CSPO) verweist auf wichtige an-
stehende Aufgaben gerade im
Gesundheitswesen. Eine gute
Versorgung dient der dezentra-
len Besiedlung. German Eyer (SP-
Linksallianz) lehnt Rasenmä-
her-Methoden gegenüber den
Staatsangestellten ab. Es stellt
sich zudem die Frage, wie man
die Erträge erhöhen kann. Wei-
tere Steuererleichterungen
sind völlig fehl am Platz. Es
braucht mehr Geld für die 
Bildung. lth

Beschäftigung | Der Grosse Rat behandelte das Gesetz über Massnahmen für Arbeitslose

Wiedereingliederung als erstes Ziel

Der Grosse Rat behandelt die Reform der Strafanstalten. Dazu
braucht es 22 zusätzliche Stellen. Philipp Matthias Bregy
(CVPO) und Urban Furrer (CSPO) sprechen sich grundsätzlich
für die Professionalisierung im Strafvollzug aus. Die Schaffung
einer neuen Dienststelle hingegen bezeichnet die CVPO als
«inakzeptabel». Was auf den ersten Blick als Vereinfachung da-
herkommt, wird zu einer Verkomplizierung und zu mehr Staats-
stellen führen. Obwohl die Notwendigkeit einer Reform besteht,
droht eine überrissene Hierarchie-Pyramide, sagt die CSPO.
Der Staatsrat soll bestätigen, dass die Ressourcen an der Basis
bei den Wärtern gestärkt werden und nicht bei der Verwaltung.
Die SVP spricht sich gegen Eintreten aus. Staatsratspräsiden-
tin Esther Waeber-Kalbermatten verweist auf die anhaltenden
personellen und baulichen Mängel im Walliser Strafvollzug, die
jetzt gerade an der Basis gelöst werden müssen. In der Verwal-
tung werden die Kräfte in einer einzigen Dienststelle gebündelt.
Der Rat beschliesst Eintreten.
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